
                          

 

 

 

 

Global gerechte Demokratien in Berlin und seinen 
Bezirken stärken: Feministische und sozial-ökologische 
Inspirationen aus Bahia (Brasilien) und Rojava (Syrien)  

Dokumentation des Glokalen Sommertag des BER am 3. Juli 2025, 14:00 – 20:00 
im Berlin Global Village  
 

Abstract 

In Zeiten globaler, demokratischer und ökologischer Herausforderungen brauchen wir eine Politik, in der die 
Menschen und zivilgesellschaftliche Organisationen Kern der Lösungsfindung sind. Wie gelingt es, ihre Ideen in 
unseren Städten, Gemeinden und Nachbarschaften wieder ins Zentrum zu rücken? Der Ansatz des Neuen 
Munizipalismus steht für eine inklusive, basisdemokratische und gemeinwohlorientierte Politik, die die sozial-
ökologische Transformation vorantreibt. Er findet weltweit Anklang und zeigt auf lokaler Ebene, wie 
gesellschaftliche Teilhabe neu gedacht wird – mit den Menschen im Mittelpunkt der kommunalen Strukturen. 

Beim Glokalen Sommertag des BER haben Barîn Abdi und Hezna Hadjî aus Dêrik, Rojava (Syrien) und Maria 
José Pacheco aus Bahia (Brasilien) ihre Erfahrungen mit lokalen Demokratieentwicklungen, angelehnt an die 
Grundsätze des Neuen Munizipalismus, geteilt. Inspiriert von diesen Impulsen dokumentieren wir Ansätze für 
ein global gerechtes Berlin, seine Bezirke und Nachbarschaften, die wir in Austauschräumen gesammelt haben. 
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Anlass der Veranstaltung: Global gerechte Demokratie in Berlin stärken  

Sertac Laçîkî  
Politischer Referent beim BER 

In Deutschland – wie in vielen anderen Teilen der Welt – erleben wir einen deutlichen Rechtsruck. Damit einher 

gehen eine zunehmende Militarisierung der Gesellschaft und eine Aggressivität gegen Menschen, die nicht zur 

Mehrheitsgesellschaft gehören. Wer den öffentlichen Diskurs verfolgt und selbst (post-)migrantisch ist, fragt 

sich oft: Wie kann es sein, dass so krass über uns hergezogen wird?  

Die gesamte ökologische und global gerechte Bewegung und Zivilgesellschaft unter Druck. Hasskampagnen 

lenken davon ab, dass unsere Gesellschaft mit grundlegenden Problemen konfrontiert ist: zunehmende Armut 

und soziale Ausgrenzung, der Abbau demokratischer Rechte sowie globale sozial-ökologische Krisen.  

Es ist an der Zeit, dass wir uns als Teil einer ökologischen und global gerechten Bewegung noch stärker 

zusammenschließen und offensiver auf die lokale Demokratieentwicklung einwirken. 

Wir Vertreter*innen von zivilgesellschaftlichen Initiativen im Globalen Süden und Norden verfügen über konkrete 

Konzepte, wie sozialen Ungleichheiten und gesellschaftlichen Herausforderungen begegnet werden kann – und 

zwar jenseits von einer „weiter-so-Mentalität“ oder von populistischen Scheinlösungen der Rechten. 

Wir lassen uns von neuen-munizipalistischen Bewegungen inspirieren, die weltweit lokale Demokratie 

weiterentwickeln – von Barcelona und Madrid über Dersim und Mississippi bis nach Bahia und Rojava. Wir 

verstehen uns als Teil dieser lokal verankerten, global vernetzten und solidarischen Bewegung. Unsere 

Aktivitäten sollen zudem dazu beitragen, dass die politische Bühne nicht nur professionellen Politikakteur*innen 

überlassen bleibt, sondern von der Zivilgesellschaft als Protagonist*in gestaltet wird.  

1. Inspirationen des Neuen Munizipalismus aus Bahia und Rojava 

Quilombas – Praxis des Widerstands und der Aufbau emanzipierter Regionen 

Maria José Pacheco  
Regionalsekretärin des Pastoralrats der Fischer von Bahia und Sergipe, Mitglied der kollektiven 
Organisation der Schwarzen Frauen von Mahin 

Die Lösung für globale Herausforderungen liegt nicht in Kriegen, Rassismus oder Diskriminierung, sondern in 

der Internationalisierung der Hoffnung. Ich möchte heute aus meiner Erfahrung mit den Quilombola-

Gemeinschaften in Brasilien berichten, mit denen ich eng zusammenarbeite. Ich bin eine Schwarze Frau, Teil 
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der Bewegung Schwarzer Frauen, die für Demokratie, Gleichberechtigung und menschenwürdige 

Lebensbedingungen kämpft. Zudem setze ich mich für Umwelt- und Menschenrechte ein. 

Wer sind die Quilombola? 

Quilombola-Gemeinschaften bestehen aus Nachfahren versklavter Afrikaner*innen, die während der Kolonial- 

und Kaiserzeit aus der Versklavung fliehen konnten. Sie gründeten autonome Siedlungen in abgelegenen 

Gebieten – die sogenannten Quilombos. Quilombolas sind Menschen, die in diesen Gemeinschaften leben, ihre 

Kultur, ihre Territorien und ihre Rechte bewahren und verteidigen. Sie verstehen sich als ethnische 

Gemeinschaften, meist ländlich, teils auch städtisch, mit enger Bindung an Land, Verwandtschaft, Vorfahren, 

kulturelle Traditionen und spirituelle Praktiken. 

Historischer Hintergrund 

Brasilien war das Land in Amerika, in das die meisten Afrikaner*innen versklavt wurden: Über 4,8 Millionen 

Menschen wurden bis 1850 verschleppt. Die Zuckerindustrie trieb die Nachfrage nach Arbeitskräften massiv 

an. Vor allem der Bundesstaat Bahia wurde zu einem zentralen Ort dieses Menschenhandels.  

Sklavenhändler profitierten stark vom System, häuften Reichtum an und hatten politischen Einfluss. Die 

Lebensbedingungen der Versklavten waren katastrophal: Sie wurden wie Tiere behandelt, bis zur völligen 

Erschöpfung zur Arbeit gezwungen. Die durchschnittliche Lebenserwartung betrug nur etwa 24 Jahre. Der frühe 

Tod wurde wirtschaftlich einkalkuliert – es war profitabler, neue Menschen zu verschleppen, als für bereits 

versklavte Menschen zu sorgen. Die grausamen Strafen und Foltermethoden, die die Versklavung in Brasilien 

prägten, werden bis heute in Filmen und Serien dargestellt. 

Widerstand: Die Quilombos 

Eine der bedeutendsten Formen des Widerstands gegen die Versklavung war die Flucht – durch sie konnten 

versklavte Menschen sich selbst befreien und ein selbstbestimmtes Leben führen. Die Schwarze Autorin Beatriz 

do Nascimento beschreibt den Begriff Quilombo seit dem späten 19. Jahrhundert als ideologisches Symbol 

gegen Unterdrückung. Die Spiritualität und Symbolkraft des Quilombo nährten den Traum von Freiheit – damals 

wie heute. 

Der bekannteste Quilombo war Palmares in der heutigen Region Alagoas. Er war fast ein Jahrhundert lang ein 

Symbol des Widerstands und bot über 30.000 Menschen Schutz. Palmares war gesellschaftlich, politisch und 

wirtschaftlich hoch organisiert, mit mehreren miteinander verbundenen Siedlungen (mucambos). Führende 
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Persönlichkeiten wie Ganga Zumba und Zumbi dos Palmares wurden zu Symbolfiguren des Freiheitskampfs. 

Zumbi, dessen Todestag der 20. November ist, wird bis heute als Tag des Schwarzen Bewusstseins in Brasilien 

gefeiert. Die Zerstörung von Palmares im Jahr 1695 markierte das Ende einer der größten autonomen 

Schwarzen Gemeinschaften in der Kolonialzeit – doch sein Vermächtnis lebt weiter. 

Quilombola in der Gegenwart 

Die Versklavung in Brasilien wurde erst 1888 abgeschafft. Viele Quilombos entstanden aus Flucht, aber auch 

durch Schenkungen, Erbschaften oder Landzuteilungen. Entscheidend waren immer der Widerstand und das 

Streben nach Autonomie – der Wandel vom versklavten Menschen zum freien Bauern. Heute sind Quilombolas 

Menschen, die in Nachfahrengemeinschaften leben, sich über gemeinsame Wurzeln, kulturelle Praktiken und 

ihre Beziehung zum Land definieren. Sie werden als eigenständige ethnisch-kulturelle Gruppen mit spezifischen 

Rechten anerkannt. 

Kultur und Identität 

Die Kultur der Quilombolas umfasst Musik, Tanz, Kochkunst, Religion, Handwerk und Landwirtschaft. Die 

Traditionen haben meist afrikanische Wurzeln mit afrobrasilianischen und katholischen Einflüssen. Sie werden 

mündlich über Generationen hinweg weitergegeben. 

Territorium, Selbstverwaltung & kollektive Organisation 

Das Territorium ist zentraler Bestandteil der quilombolischen Identität. Der Kampf um Landrechte ist nach wie 

vor eine der größten Herausforderungen. Viele Gemeinschaften organisieren sich in Vereinen mit kollektiven 

Führungsmodellen – teils präsidial, teils gemeinschaftlich. Land wird in kollektiven Räten aufgeteilt – nach 

historischer Bindung, familiärem Bedarf und landwirtschaftlicher Kapazität. Auch die Produktion (z. B. 

Landwirtschaft, Handwerk) und Vermarktung erfolgt oft gemeinschaftlich. Interne Konflikte werden durch 

Gemeinschaftsräte, z. B. der Ältesten, geregelt. 

Ein zentrales Motto vieler Quilombos lautet: „Wir sind unsere Wurzeln“. Bem Viver – das gute Leben – steht im 

Zentrum: ein Leben in Harmonie mit der Natur, geprägt von Ahnenkult, Erinnerung, Fürsorge, Autonomie, 

Spiritualität, Geschlechtergerechtigkeit, guter Regierungsführung, Ernährungssouveränität, Bildung und 

territorialem Schutz. 
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Die Rolle der Frauen 

Frauen spielen eine tragende Rolle in den aktuellen Quilombola-Bewegungen. In Anlehnung an Angela Davis1: 

„Wenn sich eine Schwarze Frau bewegt, bewegt sich die ganze Gesellschaft.“ 

Schwarze Frauen in Brasilien stehen am unteren Ende der sozialen Pyramide – als Ärmste der Armen. Doch sie 

sind es, die sich erheben und die Gemeinschaft mitreißen. In vielen Fällen bleiben die Frauen mit ihren Kindern 

im Territorium zurück, während die Männer migrieren. Sie stehen an der Spitze des Widerstands gegen große 

Infrastrukturprojekte, für politische Beteiligung und Gerechtigkeit. Ein Beispiel ist Eliette Paraguaçu, eine 

Quilombola, Muschelsammlerin und Fischerin aus Bahia – sie wurde kürzlich als erste Quilombola-Frau in den 

Stadtrat von Salvador gewählt, der traditionell von reichen weißen Männern dominiert wird. 

Klimakrise und Umweltgerechtigkeit 

Es sind die ärmsten Gemeinschaften wie die Quilombolas, die selbst am wenigsten zur Umweltzerstörung 

beitragen, aber am stärksten unter Extremereignissen leiden. Schwarze und indigene Bevölkerungsgruppen 

werden systematisch aus Entscheidungsprozessen ausgeschlossen, obwohl sie die stärkste Last tragen. 

Klimagerechtigkeit ist ohne Anerkennung von Umweltrassismus nicht möglich. Dieser meint die gezielte 

Missachtung Schwarzer und indigener Gemeinschaften bei Umweltfragen und, dass Umweltzerstörung 

bewusst auf sie abgewälzt wird. Die Vorstellung von „Entwicklung“ ignoriert ihre Lebensrealität und strebt nach 

Aneignung ihrer Ressourcen – Wasser, Mangroven, Wind und Sonne. 

Die Präsenz von Quilombolas schützt die Umwelt – durch ihre respektvolle, wechselseitige Beziehung zur Natur. 

Wo traditionelle Gemeinschaften leben, ist die Natur besser erhalten. Daher sind die Anerkennung und der 

Schutz der Quilombola-Territorien ein notwendiger Schritt – auch im Kampf gegen die Klimakrise. Die 

Energiewende darf nicht auf Kosten dieser Gemeinschaften erfolgen, eine gerechte Transformation muss ihre 

Rechte respektieren. 

Um Platz für die Garnelenindustrie (Carcinicultura) zu schaffen, werden Mangroven zerstört – die größten 

Kohlenstoffspeicher. Die Monokulturen von Eukalyptus nennen wir „grüne Wüste“, weil sie das Wasser 

aufsaugen. Überall wird das Land der Gemeinschaften, die von Subsistenzlandwirtschaft leben, besetzt, auch 

durch Häfen und die petrochemische Industrie. Der Erdölexport führt immer wieder zu Ölkatastrophen. Es fehlt 

                                                           
1 Angela Y. Davis (2016): Freedom Is a Constant Struggle: Ferguson, Palestine, and the Foundations of a 

Movement. Chicago: Haymarket Books. Zitat in Original: “When Black women stand up — as they did during 

the Montgomery Bus Boycott — as they did during the Black Liberation era, earth-shaking changes occur.” (S. 

78) 
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an Abwassersystemen. Dieses Wirtschaftsmodell ist eines der Zerstörung, der Vergiftung und der 

Ernährungsunsicherheit.  

Aber die Gemeinschaften leisten fortwährend Widerstand und organisieren sich: Sie stellen Lebensmittel her, 

Kunsthandwerk. Es gibt viele positive Elemente – die Ahnenkultur, Selbstfürsorge, Gesundheitswissen, der 

Gebrauch von Heilkräutern. All das ist Teil einer ganzheitlichen Sorge um das „gute Leben“ auf Basis einer 

ökologischen, giftfreien Landwirtschaft, durch Kulturpflege und Wertschätzung der Kinder. 

Internationale Vernetzung ist enorm wichtig, um Erfahrungen auszutauschen, solidarisch zu handeln, 

Menschenrechte zu verteidigen, zerstörerische Unternehmen zu bekämpfen, die Natur zu schützen und das 

Leben zu bewahren. Es geht darum, gemeinsame Vorschläge zu entwickeln, zum Beispiel für die kommende 

UN-Klimakonferenz, die COP in Brasilien, damit wir und die zukünftigen Generationen auf dieser Welt weiterleben 

können. 

Fragen aus dem Publikum 

➤ Welche Zusammenarbeit gibt es mit dem brasilianischen Staat zum Beispiel im Bildungsbereich oder im 

Gesundheitssystem?  

Die brasilianische Verfassung von 1988 garantiert den Quilombola-Gemeinschaften das Recht auf Land. Doch 

der Staat geht der Pflicht nicht nach, ihre Gebiete endgültig rechtlich anzuerkennen. In der Zwischenzeit sind 

die Gemeinden massiven Umweltzerstörungen durch industrielle Großprojekte, Übergriffen durch 

Großgrundbesitzer und sogar der Ermordung von Führungspersonen ausgesetzt – das sind alles Folgen eines 

historischen Prozesses der Landenteignung. 

Da die Quilombolas über traditionelles Wissen in der Gesundheitsversorgung verfügen, nutzen sie dieses oft – 

mangels Zugang zu staatlicher Gesundheitsversorgung. Zwar existiert ein öffentliches Gesundheitssystem, das 

für Notfälle zugänglich ist. Aber für komplexere Behandlungen fehlen oft Ressourcen, und viele sterben ohne 

angemessene medizinische Versorgung. 

Aufgrund der histiorischen Verantwortung Brasiliens fordern die Quilombolas vom Staat Investitionen in 

Gesundheit, Bildung, Landrechte und Unterstützung bei der Anpassung an den Klimawandel.  

➤ Wie ist die Beteiligung von Frauen innerhalb der Quilombola-Bewegung organisiert?  

Wir leben in einer patriarchalen Gesellschaft. Doch in den Quilombola-Gemeinschaften haben Frauen 

Fortschritte gemacht – sowohl durch den Mut und Kampf der Frauen selbst als auch durch ihre 
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Selbstorganisation. In letzter Zeit stehen Frauen an der Spitze der Kämpfe gegen Umweltzerstörung und für den 

Schutz ihrer Territorien. Sie leiten Gemeinschaftsvereine, diskutieren öffentliche Politiken. Früher hatten Frauen 

oft keinen Anspruch auf Wohnraum. Heute setzen wir durch, dass Häuser auf Frauen registriert werden, weil sie 

den Wohnsitz für die Familie sichern.  

Wir führen politische Schulungen für Frauen durch, um sich zu empowern. Ein wichtiges Thema ist häusliche 

Gewalt – die in Brasilien leider zunimmt, besonders, wenn Frauen unabhängiger werden. Mit dieser Realität 

kämpfen wir, auch in unseren Gemeinden. Der Anstieg von Femiziden ist erschütternd. 

Wir fördern gezielt die Teilnahme von Frauen an nationalen und internationalen Veranstaltungen zu 

Gleichstellung. Wir stärken die politische Beteiligung von Schwarzen und quilombolischen Frauen, damit sie 

Führungsrollen übernehmen. 

➤ Bestehen Beziehungen zu anderen Widerstandsbewegungen in Lateinamerika, Südamerika oder Europa? Und 

was erwartet Ihr von der Diaspora in Europa? 

Ja, wir stehen im Austausch vor allem in Lateinamerika, zum Beispiel in der Bewegung Schwarzer Frauen.  Auch 

mit Gruppen in Europa arbeiten wir zu Notfallfonds oder sicheren Aufenthalt für bedrohte 

Menschenrechtler*innen in Brasilien. Die Quilombola-Bewegung steht auch mit ähnlichen Gemeinschaften wie 

den „Palencas“ in anderen Ländern Lateinamerikas im Austausch. Unsere fischereibasierten Gemeinschaften 

sind Mitglied im Weltforum der Fischer*innen (WFFP), und wir nehmen UN-Foren zu Menschenrechten, 

Umweltfragen, Klimagerechtigkeit, Frauenrechten und Antirassismus teil. All diese internationalen Allianzen 

sind sehr wichtig. 

Wir benötigen internationale Unterstützung beim Widerstand gegen zerstörerische Konzerne – oft mit Hauptsitz 

in Deutschland, Großbritannien, Frankreich. Diese Firmen verletzen hier in Brasilien Menschenrechte und 

Umweltgesetze. Wir brauchen politischen Druck über Kampagnen in Euren Ländern, um die Vergehen dieser 

Konzerne an den Unternehmenssitzen in die Öffentlichkeit zu tragen.  

Außerdem fordern wir eine gerechte Energiewende, die antirassistisch ist. Da geht es etwa um den Ausbau von 

Windparks durch ausländische Unternehmen, die unsere Gemeinden vertreiben und Umweltzerstörung 

verursachen. Es bringt nichts, vom Öl wegzukommen, wenn das neue Modell erneut unsere Rechte und 

Territorien verletzt. 
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Die Stadtverwaltung Dêriks als Beispiel für eine feministisch-basisdemokratische 
Verwaltungsstruktur in der Gesamtstruktur Rojavas 
Barîn Abdi und Hezna Hadjî  
Bürgermeisterin und stellvertretende Bürgermeisterin in Dêrik, Rojava, Syrien 

Selbstverwaltung in Dêrik 

Was bedeutet Selbstverwaltung? Ganz einfach, dass die Menschen sich selbst verwalten. Das heißt, die 

Menschen treffen ihre Entscheidungen in allen Bereichen selbst, auch wenn es um das Militär, die Verwaltung 

oder die Wirtschaft geht. In Dêrik – und das gilt auch für andere Selbstverwaltungen in Nord- und Ostsyrien – 

leben kurdische, assyrische, arabische und aramäische Menschen zusammen. Für uns ist es wichtig, dass alle 

Bevölkerungsgruppen bei uns ihre Rechte haben, zusammenleben können und ihre Wünsche berücksichtigt 

werden. 

Frauenbefreiung und Ökologie  

Eine wichtige Säule unseres Systems ist die Frauenbefreiung und die Ökologie – deswegen wird die Revolution 

von Rojava auch als Frauenrevolution bezeichnet. 

Unser Gebiet ist für revolutionäre Frauen bekannt. Das bedeutet: Alle Geschlechter sollen gleichberechtigt und 

gleichbehandelt werden. Entscheidungen werden von allen Teilen der Gesellschaft gemeinsam getroffen.  

Frauen und Männer entscheiden gemeinsam. Bei uns gibt es in allen Abteilungen Doppelspitzen, zum Beispiel 

in der Stadtverwaltung und anderen Institutionen. Wir haben auch ein Frauenbüro in der Stadtverwaltung: 

Entscheidungen, die Frauen betreffen, sollen von Frauen selbst getroffen werden. Frauen sind ein Teil der 

allgemeinen Verwaltung, und sie sind auch autonom organisiert – in allen Teilen der Gesellschaft. Frauen 

entscheiden selbst über ihre eigenen Projekte sowie über Projekte, die sie betreffen. 

Verwaltung 

Dêrik ist ein autonomes Gebiet innerhalb der Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien. Dies war ein Wunsch 

der Bevölkerung, der gesetzlich verabschiedet wurde. In unserer Stadt gibt es zwei Stadträte, darunter einen 

großen Rat, in dem viele Menschen vertreten sind. Dieses Jahr hat der Stadtrat noch mehr Rechte erhalten. 

Außerdem gibt es die Verwaltung, die ebenfalls wie ein Rat funktioniert.  

Die Kommunen sind die kleinste Verwaltungsstruktur unseres Gebiets – Stadtteile und Dörfer sind jeweils 

eigene Kommunen, sie entscheiden selbst über ihre Region. 22 Kommunen zusammen bilden dann eine 
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Großkommune. Diese Kommunenstrukturen arbeiten direkt mit der Stadtverwaltung zusammen. Jede Person 

hat Anspruch auf einen Sitz in der Kommune und kann direkt mit der Stadtverwaltung zusammenarbeiten.  

Dieses System besteht seit 14 Jahren – es ist ein Prozess, es entwickelt sich ständig weiter. Unser Ziel ist es, 

die Kommunenarbeit immer weiter voranzutreiben: So wird bei uns Demokratie gelebt. 

 

Fragen aus dem Publikum  

➤ Seit kurzem gibt es eine neue Regierung in Syrien. Agiert ihr separat von dieser Regierung oder arbeitet ihr mit 

ihr zusammen? 

Es gibt derzeit keine Zusammenarbeit, aber wir möchten gerne mit der Übergangsregierung in Damaskus 

zusammenarbeiten, denn unser Ziel ist es, dass die Strukturen von Nord- und Ostsyrien in die gesamten 

Strukturen Syriens integriert werden.  

➤ Erwartet Ihr durch die neue Ministerin für Arbeit und Soziales in Syrien besseren Zugang, auch weil sie eine Frau 

ist? 

Die Übergangsregierung erkennt die Rechte der Frauen nicht an. Es gibt eine neue Verfassung, aber in der 

Regierung sitzt nur eine Frau. In vielen Kommissionen gibt es gar keine Frauen. Wir wünschen uns, dass Frauen 

in der Übergangsregierung ihre Rechte bekommen und stärker beteiligt werden. Aber bisher haben wir in dieser 

Hinsicht keine Fortschritte gesehen. Bei der Übergangsregierung jedoch sind es nur Männer – und sie vertreten 

alle dieselbe Ideologie. Dêrik ist Teil Syriens, und deshalb möchten wir eine Lösung für ganz Syrien finden. 

Hoffnung darauf haben wir auf jeden Fall. 

➤ Wenn es um Veränderungen in der Stadt geht, zum Beispiel bei Mobilität oder Verkehr – wer entscheidet? Die 

Menschen im Rat oder die gesamte Stadtbevölkerung? 

Wenn eine Entscheidung über den Bau einer Straße getroffen wird – zum Beispiel wo diese Straße gebaut 

werden soll – kommt die Dienstleistung von der Stadtverwaltung. Die Stadtverwaltung finanziert die Straße, 

aber die Kommune des jeweiligen Stadtteils steuert die Umsetzung. Wenn die Kommune beschließt, dass sie 

eine neue Straße braucht oder eine bestehende renoviert werden muss, wird dieser Antrag der Stadtverwaltung 

vorgelegt. Dort wird geprüft, ob genug finanzielle Mitteln vorhanden sind, und der Antrag wird gemeinsam mit 

der Kommune abgewogen und schließlich umgesetzt. 
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➤ Warum haben Sie überall Doppelspitzen? 

Unsere Revolution ist eine Frauenrevolution, Frauen arbeiten sehr intensiv an diesem Prozess. Deshalb sagen 

wir: Frauen machen 50% der Gesellschaft aus und müssen die gleichen Rechte haben wie alle Anderen. Aus 

diesem Grund gibt es bei uns mindestens eine Doppelspitze – und mindestens eine Frau muss immer Teil der 

Leitung sein. 

Ich möchte nicht, dass männliche Teilnehmer mich missverstehen – aber Frauen und Männer treffen 

unterschiedliche Entscheidungen. Und wenn es um Dialog und Problemlösungen geht, sind Frauen oft 

erfolgreicher als Männer. Das muss auch anerkannt werden. 

➤ Was hat sich in den letzten 15-20 Jahren verändert?  

Bei uns in Dêrik leben Kurden, Araber und Assyrer zusammen. Früher war es so, dass die Araber die Stadt allein 

regieren mussten, und sie hatten eine Rolle, die vom ehemaligen Regime vorgegeben war, dass sie quasi als 

Feinde der Gesellschaft arbeiten mussten. Jetzt ist das eine große Erleichterung für sie: Alle Menschen sind 

gleichberechtigt, und ihre Last ist dadurch auch weggefallen. 

Zum Beispiel gibt es bei uns im Bildungsbereich große Fortschritte – nicht nur für Frauen, sondern auch für die 

Kurden. Es gibt Bildung in der Muttersprache, es gibt kurdische Schulen. Es gibt vieles, was wir durch diese 

Revolution bekommen haben. 

Wir Frauen und Kurden standen früher unter dem größten Druck des alten Regimes. Aber das heißt nicht, dass 

wir nun alles erreicht haben – der Kampf für unsere Rechte, für Frauenrechte und Menschenrechte, geht weiter. 

Und das heißt nicht, dass jede Gruppe nur für sich kämpft: Wir kämpfen gemeinsam für die Rechte aller.  

➤ Gibt es auch Widerstände gegen die Frauenrechte, für die Sie kämpfen? Und wenn Sie mit Widerständen zu tun 

haben, ob die in besonderen Bereichen aufkommen?  

Aktuell gibt es keinen Widerstand. Die gesamte Bevölkerung hat verstanden, dass Frauen die gleichen Rechte 

haben wie Männer. Das hat sich sehr verbessert – insbesondere bei den Kurden ist das sehr gut angekommen. 

Auch bei den Familien wurde das verinnerlicht. Und es ist bei den Menschen angekommen, dass wir alle 

gleichberechtigt sind. 
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2. Workshop-Ergebnisse 

Austauschraum 1: Wie können die Anliegen der Zivilgesellschaft in die 
Kommunalverwaltung getragen werden?  

Moderation: Sertac Laçîkî (Politischer Referent, BER) und Tilo Hase (Beauftragter für Europa, 
Nachhaltigkeit und kommunale Entwicklungspolitik, Bezirksamt Lichtenberg von Berlin)  

 

Aus Sicht zivilgesellschaftlicher Organisationen verfügen viele Menschen, die in Berlin leben, über 

unzureichende demokratische Rechte. Ein erheblicher Teil der volljährigen Menschen (23 Prozent, in manchen 

Bezirken 40 Prozent), der in Berlin lebt, kann beispielsweise nicht wählen, weil er die deutsche 

Staatsbürgerschaft nicht besitzt – obwohl er Teil der Stadtgesellschaft ist und diese mitgestalten möchte. 

Zudem bilden Parteien, politische Gremien und die Verwaltungsstruktur nicht alle Berliner*innen ab. 
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Diskriminierung und ungenügende Diversitätsmaßnahmen in der Verwaltung führen dazu, dass die rechtlichen 

Vorgaben über die demographische Zusammensetzung des Personals in der Berliner Verwaltung nicht 

eingehalten werden.2  

Die Möglichkeiten der Bürger*innenbeteiligung unabhängig von der Verwaltung sind ebenso begrenzt. 

Bezirksbeiräte, die in verschiedenen Themenfeldern eingerichtet wurden (z. B. Integration, Senioren, Inklusion, 

Klima), bieten diese zwar, sind meist aber nur beratend tätig, ihre Besetzung oft intransparent. Quartiersräte im 

Rahmen des Programms „Sozialer Zusammenhalt“ (ehemals „Soziale Stadt“) bieten eine direkte Beteiligung an 

der Stadtteilentwicklung in den betroffenen Quartieren. Es ist ein vielversprechender Ansatz, der Teilhabe auf 

lokaler Ebene fördert, doch er ist räumlich auf Gebiete des Programms begrenzt.  

Welche Impulse ergeben sich bezüglich der benannten Herausforderungen aus dem Konzept des neuen 

Munizipalismus? Ziel ist es, Entscheidungsmacht zu dezentralisieren und eine basisdemokratische 

Beteiligungskultur zu etablieren. Dabei geht es um eine tiefgreifende Umgestaltung kommunaler Politiken und 

Verwaltungspraktiken – hin zu mehr Transparenz, kollektiver Selbstverwaltung und Einbindung der lokalen 

Bevölkerung und Zivilgesellschaft in stadtteilpolitische Prozesse.  
 

Befragung und Erhebung 

 Bestehende Citizens-Dialog-Plattformen wie mein.Berlin.de zielen darauf, Beteiligung zu stärken. Sie 

ermöglichen es, Meinungen, Anregungen und Bedarfe zu erfassen und transparent darzustellen. 

 In lokalen Einrichtungen könnten die Verwaltungsmitarbeitenden mobile Sprechstunden anbieten, um 

direkt in Kontakt mit den Bewohner*innen zu gehen. Hierzu gehören bspw. Mehrgenerationenhäuser, 

Nachbarschaftshäuser, Stadtteilzentren und Quartiersmanagement-Büros.  
 

Fehlentwicklungen, Wahrnehmung und Vertrauensverlust  

 Wenn Volksentscheide erfolgreich sind, aber durch die Politik nicht umgesetzt werden, erhöht es das 

Misstrauen in demokratische Prozesse und stärkt die Politikverdrossenheit.  

 Aktuell wird die Beteiligung von Kinder und Jugendlichen noch zu wenig in der Schule erprobt. Die 

Angebote der Kinder- und Jungendbeteiligung sollten stärker ausgebaut werden.  

                                                           
2 https://www.parlament-berlin.de/ados/19/IntGleich/vorgang/ifgva19-0134-v.pdf 

https://mein.berlin.de/
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 Themen rund um Entwicklungspolitik und der UN-Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development 

Goals – SDGs) finden in der Bevölkerung wenig Beachtung, sie stellen derzeit eher Nischenthemen dar.  

 Die Beteiligung erfordert einen zeitlichen und finanziellen Aufwand, gleichzeitig ist die Wirkung 

begrenzt.  
 

Kompetenzen 

 Die Kooperation zwischen Zivilgesellschaft und Verwaltung sollte partnerschaftlich und unter 

Berücksichtigung der gegenseitigen Rollen und Aufgaben gestaltet werden.  

 Es reicht nicht aus, Betroffene symbolisch einzubinden – sie sollten in Entscheidungsprozesse 

einbezogen werden. 

 Durch leichte Sprache kann die Beteiligung inklusiver gestaltet werden. 

 Häufig werden Beteiligungsverfahren von der lokalen Bevölkerung nicht wahrgenommen – es braucht 

eine stärkere Sichtbarkeit.  

 Mitarbeitende der Bezirksämter sollten verpflichtet werden, sich in Themen rund um Demokratie und 

Beteiligung schulen zu lassen.  

 Selbstorganisierte Formate wie Selbsthilfe-Werkstätten und Reparaturcafés dienen dem Aufbau 

sozialer Infrastrukturen, in denen gemeinsame Verantwortung, Selbsthilfe, lokale Beteiligung und 

Demokratie erfahrbar werden.  Diese nachbarschaftlichen Beziehungen sollten gefördert werden. 
 

Verfahrensweisen und Strukturen der Beteiligung  

 Um Beteiligung auf bezirklicher Ebene zu stärken, sollten bestehende Ehrenamtsbörsen und -agenturen 

systematisch einbezogen werden. Diese Einrichtungen sind gut vernetzt, kennen die sozialen 

Strukturen vor Ort und verfügen über Kompetenzen in der Aktivierung der Bevölkerung. 

 Der Zugang zu demokratischen Entscheidungsprozessen sollte barrierefrei sein. Versammlungen in 

öffentlichen Räumen aber auch z.B. in Parks wären hierfür hilfreich. Ingesamt sollten mehr 

Bürger*innenversammlungen ins Leben gerufen werden. 

 Statt großer Beteiligungsformate mit begrenzter Wirkung oder komplexer Umsetzung sollten kleine, 

wirksame Formate realisiert werden – beispielsweise in den Kiezen. 
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 Formate wie „Schüler*innen fragen die Bezirksbürgermeister*innen“ sind wichtige Lern- und 

Dialogräume und sollten weiter ausgebaut werden. 

 Derzeit existieren zahlreiche Beteiligungsformate auf unterschiedlichen Ebenen, deren Struktur und 

Reichweite jedoch oft nicht ausreichend bekannt sind. Dazu gehören bspw. Quartiersräte in den 

Quartiersmanagement-Gebieten sowie Arbeitsgruppen und Steuerungsrunden in Siedlungen, Kiezen 

und Bezirken. Diese sollten sichtbarer gemacht und besser miteinander vernetzt werden. 

 Um eine Überlastung zu vermeiden, sollten Anliegen gebündelt werden, zum Beispiel als Verbund.  

 Die einzelnen Verwaltungen sollten bei ihren Maßnahmen Gelder für die Beteiligung einplanen.  

 Die Politiker*innen mit Zugang zu Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung sollten sich stärker 

untereinander vernetzen.  

 Der Bezirksfonds als Möglichkeit der Projektförderung für entwicklungspolitisches Engagement in den 

Bezirken sollte im Gespräch mit Bürgermeister*innen und Stadträt*innen, bei öffentlichen 

Veranstaltungen sichtbar gemacht werden. 

 Die Zivilgesellschaft braucht stärkere Förderung und Vernetzung – lokal und themenübergreifend. 

Verbindungen zwischen Stadtentwicklung, Umweltbewegungen, Entwicklungspolitik, antirassistischen 

und dekolonialen Initiativen können gemeinsame Anliegen strategisch voranbringen. 
 

Konflikte  

 Häufig widersprechen sich die Bedürfnisse einzelner Interessensgruppen (z.B.  Mieter*innen-Gruppen 

und Immobilienkonzerne). Es braucht Räume zur Aushandlung. 

 Konflikte zwischen Akteur*innen und Fachbereichen innerhalb der Verwaltung können 

Beteiligungsverfahren erschweren, daher sollten alle frühzeitig involviert werden.  

 Lokale Probleme werden von überregionalen Ebenen häufig nicht ernst genommen, obwohl die 

kommunale Ebene unsere alltäglichen Lebensverhältnisse, wie z.B. in den Bereichen Wohnen, Bildung, 

Mobilität und Sorgearbeit, maßgeblich prägt.   

https://www.berlin.de/sen/wirtschaft/europa-und-internationales/landesstelle-fuer-e%5b…%5dlungszusammenarbeit/foerderung-ez-projekte/artikel.1337802.php
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Austauschraum 2: Wie können internationale Verbindungen von Berlin als Plattform 
für die Teilhabe von diasporischen Perspektiven und Stimmen aus dem Globalen 
Süden genutzt werden?  

Moderation: Silvana Almaraz Reyes (México vía Berlín, „Sister Cities in Action“ Tandem Berlin-Mexiko-
Stadt) und Rosa López (BER, Gesamtkoordination vom Modellprojekt „Sister Cities in Action“) 

 

Was ist das Ziel?  

Neuer Munizipalismus und andere basisdemokratische Beteiligungsformen 

Der Neue Munizipalismus soll demokratische Teilhabe für alle Menschen einer Gesellschaft sicherstellen, also 

einer Demokratie, die von der Basis („von unten“) bestimmt und gelebt wird. Das Konzept hat 

Anknüpfungspunkte mit anderen Ideen. Zum Beispiel sind der Neuen Munizipalismus und der Kooperativismus3 

beides Organisationsformen, die neue Wege für demokratische Entscheidungsstrukturen und 

                                                           
3 Kooperativismus ist ein Modell, bei dem sich Menschen freiwillig zu Genossenschaften (Cooperativas) 

zusammenschließen, um gemeinsam wirtschaftliche, soziale und kulturelle Bedürfnisse zu erfüllen. Dabei zählen 

Werte wie gegenseitige Hilfe, Solidarität und Mitbestimmung. Ziel ist eine Wirtschaft, die den Menschen dient – 

nicht dem Profit. 
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gemeinschaftliches Handeln eröffnen – letzteres konkret im Kontext vom Handelsbeziehungen. Im 

Kooperativismus steht im Zentrum, dass jede Kooperative – unabhängig von ihrer Größe – eine Stimme hat 

und gleichberechtigt an Entscheidungen beteiligt ist. Dies könnte auch Impulse für die internationale 

Zusammenarbeit, zwischen Nord und Süd, geben. 

 

Wie ist dieses Ziel zu erreichen? 

(Städte)Partnerschaften – als Plattform demokratischer Teilhabe 

Ein Instrument bzw. eine Plattform für demokratische Teilhabe stellen (u.a.) zivilgesellschaftliche (Städte-

)Partnerschaften dar, da sie meist näher an kommunalen (staatlichen) Strukturen dran sind als andere 

zivilgesellschaftliche Akteur*innen. Dadurch bieten sie niedrigschwelligere Anlaufpunkte als klassische 

Beteiligungsformate der kommunalen Ebene.  

Gleichzeitig sind Städtepartnerschaften eine Brücke zwischen zwei Orten (Städten oder Kommunen), die auf 

internationaler Ebene andere Handlungsspielräume eröffnen, insbesondere wenn es um außenpolitische 

Themen geht, als es in der internationalen Zusammenarbeit auf nationaler Ebene möglich wäre. Ein Beispiel ist 

die Städtepartnerschaft zwischen Kreuzberg und Dêrik (Nord Syrien), die Projekte zur Unterstützung der lokalen 

Selbstorganisation realisiert, die auf nationaler Ebene (zwischen Deutschland und Syrien) nicht möglich wären. 

Letztlich schaffen Städte- sowie andere Formen zivilgesellschaftlicher Partnerschaften themenzentrierte 

Begegnungsräume zwischen Menschen, Initiativen und Organisationen in unterschiedlichen Orten, die an 

ähnlichen globalen Herausforderungen arbeiten. Begegnung schafft Austausch – und Austausch ermöglicht 

gegenseitiges Lernen und neue Lösungsansätze. 

 

Mit wem kann dies erreicht werden? 

Diasporische Communities und Stimmen aus dem Globalen Süden 

Eine klare Erkenntnis in der Gruppe war, dass die Beteiligung der Zivilgesellschaft, aber auch von diasporischen 

Communities in demokratischen Entscheidungsprozessen, diesen Legitimität und eine langfristige Perspektive 

verleiht.  

Die Beteiligung diasporischer Communities kann Perspektiven aus dem Globalen Süden sichtbarer machen. 

Durch ihre Beteiligung werden die Menschen mit ihren Geschichten, Interessen, Bedürfnissen, Ideen und 

Fähigkeiten in den Mittelpunkt gerückt.  
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Wenn sich Diasporas in (zivilgesellschaftlichen) Städtepartnerschaften beteiligen, werden neue Perspektiven 

auf Partnerschaften – aber vor allem auf die Menschen in den Partnerstädten – möglich, die weniger 

defizitorientiert sind. Denn staatliche Perspektiven – geprägt von nationalen Interessen – tendieren zu einem 

einseitigen Blick auf Partnerstädte. Diasporische Communities tragen dazu bei, Ungleichwichte sichtbar zu 

machen und Partnerschaften gerechter und solidarischer zu gestalten. Sie bilden oft eine Brücke zum 

Verständnis beider Städte – auf sprachlicher, kultureller und politischer Ebene. 

Um die Beteiligung von diasporischen Communities an kommunalen demokratischen Entscheidungsprozessen 

(z.B. durch zivilgesellschaftlich verankerte Städtepartnerschaften) zu ermöglichen, braucht es sichere und 

sprachlich zugängliche Räume, in denen sich alle willkommen fühlen. So entstehen neue Perspektiven und 

Strategien auf Entwicklungspolitik, Migration, Wirtschaft/Handel, Bildung und Kultur. Auch alternative Formen 

der Kooperation entstehen dadurch (Beispiel: Kooperativismus). 

Fazit 

Zivilgesellschaftlich verankerte Städtepartnerschaften, an denen sich diasporischen Communities beteiligen, 

bieten eine Plattform für demokratische Teilhabe diverser gesellschaftlicher Gruppen und können Räume der 

globalen Solidarität eröffnen, in denen gegenseitiges Lernen möglich wird. 
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Austauschraum 3: Wie können feministische Ansätze eine glokale Demokratie 
fördern? 

Moderation: Becky Fullerton (Referentin Kommunikation, BER) und Marah Koch Manzur 
(Projektassistenz, BER) 

  
Städte sind nicht neutral – sie spiegeln gesellschaftliche Machtverhältnisse und Ungleichheiten wider, 

insbesondere zwischen den Geschlechtern4. Ein feministischer Zugang fragt: Wer gestaltet die Stadt? Für wen 

ist sie gemacht? Welchen Bedürfnissen wird sie gerecht, welche vernachlässigt sie? Ausgehend von dem 

Anspruch auf Gleichberechtigung in der Gesellschaft eröffnet ein feministischer Blick neue Wege der 

                                                           
4 Bauriedl, Sybille (2013) Androzentristische Leerstellen der Stadtforschung. sub\urban Zeitschrift für kritische 

Stadtforschung (1) 119-123 https://doi.org/10.36900/suburban.v1i1.69  

https://doi.org/10.36900/suburban.v1i1.69
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Anerkennung, Repräsentation und Teilhabe in der Stadt. Vorreiter*innen der feministischen Stadtplanung 

fordern mehr politische Mitbestimmung, eine gerechtere Verteilung von Arbeit und Ressourcen, mehr 

Sichtbarkeit von Sorgearbeit sowie Sicherheit im öffentlichen Raum. Dabei wird deutlich, wie eng soziale, 

ökonomische und ökologische Gerechtigkeit im Stadtraum miteinander verbunden sind – und wieviel Potenzial 

eine feministische Stadtentwicklung für die Bekämpfung der gesellschaftlichen Krisen bietet. 

Die Impulse aus Bahia und Dêrik zeigten, wie feministische Ansätze auf sehr unterschiedliche Weise in politische 

Praxis übersetzt werden – ob durch Widerstand gegen Rassismus und Umweltzerstörung oder durch radikale 

Selbstverwaltung. Wie kann feministische Stadtpolitik auch in Berlin weiterentwickelt werden? 
 

1. Impulse aus Bahia und Dêrik – Reflexion und Diskussion 

 In Bahia spielt das Konzept von Territorium eine entscheidende Rolle, gerade in feministischen 

Kämpfen. Es gibt eine Verbindung zwischen Kämpfen für Gender- und Umweltgerechtigkeit, die auf die 

Kraft von intersektionalen Bewegungen fußt. 

 In Bahia wurde deutlich, dass Umweltprobleme wie Müll und Luftverschmutzung nicht alle 

gleichermaßen betreffen. Der Begriff Umweltrassismus zeigt, dass marginalisierte Gruppen – etwa 

arme Schwarze Frauen – stärker von der Kostenauslagerung der Industrialisierung betroffen sind. 

 Repräsentation allein reicht nicht. Es geht um politische Umverteilungskämpfe von unten – durch 

Selbstorganisation, Protest und neue Allianzen. 

 Wie können vielfältige Identitäten – zum Beispiel queere – in feministisch-ausgerichtete politische 

Strukturen eingebunden werden? Rojava setzt ein starkes Beispiel für Geschlechterparität zwischen 

Männern und Frauen – erleben auch queere, trans oder homosexuelle Personen Anerkennung und 

Gleichberechtigung in der Gesellschaft? Wie können feministische Ansätze die Forderung nach 

Gleichberechtigung aller Menschen sichtbar machen? 

 Die Ausgangssituationen der beiden Regionen unterscheiden sich stark: Während Bahia innerhalb 

eines patriarchalen Staatsapparats arbeitet, basiert das Modell in Dêrik auf einem selbstverwalteten 

System. 

 Beim Input zu Bahia stand der Kampf um Land, Widerstand gegen Vertreibung und die Verteidigung 

von Territorien – unter Führung von Schwarzen Frauen – im Mittelpunkt. Beim Input aus Dêrik 
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hingegen lag der Fokus auf den Aufbau basisdemokratischer Strukturen und feministische 

Selbstverwaltung als kollektives Selbstverständnis. 
 

2. Übertragbarkeit auf Berlin – Herausforderungen und Chancen 

 Viele Prozesse der demokratischen Beteiligung in Berlin sind schwer zugänglich – sie kosten Zeit, 

finden zu ungünstigen Uhrzeiten statt oder erfordern Fachwissen. Gerade für Menschen mit 

Pflegeverantwortung, prekären Jobs, Sprachbarrieren oder eingeschränkter Mobilität sind diese 

Hürden groß. 

 Einige Bezirke – wie zum Beispiel Friedrichshain-Kreuzberg 5  – versuchen bereits, Beteiligung 

alltagstauglicher zu gestalten, etwa durch niedrigschwellige Beteiligungsformate oder dezentrale 

Veranstaltungen.  

 Bezirksverordnetenversammlungen (BVV) entscheiden über viele bezirkliche Belange, dennoch gibt 

es häufig Probleme mit der Finanzierung: Es braucht mehr Ressourcen sowie verstärkte kommunale 

Entscheidungsmacht. 

 Angesichts der Größe und Heterogenität Berlins wurde betont, dass Beteiligung dezentral organisiert 

werden muss. Die Stadt muss zu den Menschen kommen – nicht umgekehrt, zum Beispiel über 

Beteiligungen direkt an der Haustür.  

 Eine feministische Stadtpolitik sollte nicht nur in den Parlamenten oder Ämtern, sondern auch in ganz 

alltäglichen Fragen ansetzen – z. B. bei der Planung von Gehwegen, den Ausbau öffentlicher 

Sanitäranlagen oder sicheren Orten für Kinder und Jugendliche. 

 

3. Glokal denken: feministische Perspektiven über Grenzen hinweg verbinden 

 Feministische Stadtpolitik kann nicht losgelöst von globalen Machtverhältnissen gedacht werden. 

Sorgearbeit ist dafür ein gutes Beispiel: Viele Menschen, die in Berlin Sorgearbeit leisten – etwa in der 

Pflege oder in privaten Haushalten – kommen meist aus Ländern des Globalen Südens. Ihre 

Lebensrealitäten sind Teil globaler Ungleichheiten, sie haben nicht die gleichen Rechte wie deutsche 

Staatsbürger*innen. Die Lücken in der Sorgeinfrastruktur müssen durch gerechte ökonomische und 

                                                           
5 Siehe beispielsweise: https://meinberlin-

media.liqd.net/uploads/Lena%20Osswald%20SGA%20XHain/2024/07/02/Beteiligung%20Lausitzer%20Platz_Z

usammenfassung%20Gesamtprozess%2BLeitsaetze_END.pdf  

https://www.berlin.de/politische-bildung/politikportal/politik-in-berlin/hauptverwaltung-und-bezirksverwaltung/bezirksverordnetenversammlungen/
https://meinberlin-media.liqd.net/uploads/Lena%20Osswald%20SGA%20XHain/2024/07/02/Beteiligung%20Lausitzer%20Platz_Zusammenfassung%20Gesamtprozess%2BLeitsaetze_END.pdf
https://meinberlin-media.liqd.net/uploads/Lena%20Osswald%20SGA%20XHain/2024/07/02/Beteiligung%20Lausitzer%20Platz_Zusammenfassung%20Gesamtprozess%2BLeitsaetze_END.pdf
https://meinberlin-media.liqd.net/uploads/Lena%20Osswald%20SGA%20XHain/2024/07/02/Beteiligung%20Lausitzer%20Platz_Zusammenfassung%20Gesamtprozess%2BLeitsaetze_END.pdf


 

 

21 

politische Maßnahmen auf Kommunalebene nachhaltig gefüllt und dürfen nicht durch die Auslagerung 

an prekär Beschäftigte gestopft werden.  

 Wir brauchen dafür neue Vorstellungen von Ökonomie und Arbeit – jenseits von Profitlogik. Sorgearbeit 

muss sichtbar gemacht, fair verteilt und gerecht entlohnt werden. 

 Schließlich müssen wir Kämpfe verbinden – zum Beispiel für Klimagerechtigkeit, Bewegungsfreiheit 

und Gendergerechtigkeit. Diese Themen sind nicht voneinander zu trennen und lassen sich auch im 

Stadtraum gemeinsam denken. Dabei ist internationale Vernetzung auch zentral, um Inspirationen und 

Erfahrungen zu teilen und Kräfte zu bündeln. 

Fazit 

Feministische Perspektiven auf Stadt und Demokratie eröffnen neue Zugänge, um politische Teilhabe gerechter 

und inklusiver zu gestalten. Internationale Beispiele wie Bahia und Rojava machen Mut und geben Impulse, auch 

in Berlin bestehende Strukturen zu hinterfragen und neu zu denken. Zentral bleibt die Frage: Wie kann eine Stadt 

aussehen, in der alle Menschen nicht nur wohnen, sondern auch mitgestalten – unabhängig von Identität, 

Einkommen oder Aufenthaltsstatus?  

Weiterführende Links: 

Mein Berlin 

Liquid Democracy e.V. 

Fairkiez  

Sorgende Städte – Rosa Luxemburg Stiftung 

Fearless Cities (2019) 

Für eine Demokratisierung der Sorgearbeit (RLS, 2022) 

Equal Care Day Manifest, Oxfam 2020  

  

https://mein.berlin.de/
https://liqd.net/de/
https://fairkiez.berlin/kiez-knigge/
https://www.sorgende-staedte.org/
https://fearlesscities.com/en/book
https://www.rosalux.de/fileadmin/user_upload/Barcelona_Onl-Studie_Sorgearbeit_FINAL_dt.pdf
https://equalcareday.org/wp-content/uploads/2024/09/Equal-Care-Manifest-2020.pdf
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Austauschraum 4: Wie kann ein Ort wie Berlin Global Village lokale Demokratie in 
Neukölln stärken?  

Moderation: Akinola Famson (Afrikarat Berlin-Brandenburg), Maimouna Ouattara (moveGLOBAL) und 
Sylvia Werther (BER als Gesellschafter der Berlin Global Village gGmbH) 

 

Berlin Global Village ist das Berliner Eine-Welt-Zentrum. Es ist ein sichtbarer Ort in Berlin Neukölln, an dem sich 

Menschen, Initiativen und Vereine für gesellschaftliche Veränderungen und für globale Gerechtigkeit einsetzen. 

Berlin Global Village ist ein Ort der Begegnungen, Kooperationen und des offenen Dialogs, der in die Gesellschaft 

ausstrahlt. Wir beschreiben es selbst als offenes Haus von Vielen, in dem Demokratie gelebt wird. Das Haus ist 

selbstorganisiert, und die darin aktiven Gruppen sind international verbunden, in Berlin aktiv und viele wirken 

zugleich in die Nachbarschaft hinein. Als Gesellschafter wünschen wir uns, dass sich diese Gruppen als 

Neuköllner Akteur*innen begreifen – dazu sensibilisieren wir auch nach innen. Das sichtbarste Angebot in die 

https://www.berlin-global-village.de/de/
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Nachbarschaft ist die Ludothek, die mit Spielen aus aller Welt einen offenen Spielraum für Familien bietet. 

Regelmäßig findet eine Projektbörse statt, in dem gemeinsame Projekte entwickelt werden. Darüber sind schon 

gemeinsame Projekte mit der Nachbarschaft entstanden, zum Beispiel ein Community-Kochen oder 

Nachmittage mit Freizeitangeboten für geflüchtete Kinder der Unterkunft in Tempelhof. Viele Gruppen bieten 

auch Beratung für die berufliche Integration und demokratische Teilhabe an. Demnächst wird es ein Digital Hub 

geben, in dem Digitalisierung mit globaler Gerechtigkeit verbunden wird und dazu auch Qualifizierungsangebote 

entwickelt werden. Aus der Erfahrung der Neuköllner Bezirksverordnetenversammlung wissen wir, dass 

Obdachlosigkeit eine Herausforderung ist und es wenig Angebote für Senior*innen gibt. Wir freuen uns über 

Anregungen und Bedarfe aus der Nachbarschaft dazu, was von einem Ort wie Berlin Global Village erwartet 

wird. 

Austausch und Ideensammlung  

 Berlin Global Village erscheint von außen nicht so zugänglich. Viele Menschen arbeiten hier, können 

sie Menschen in prekären Situationen erreichen? Offene Veranstaltungen wie diese laden zum 

Austausch ein und sollten verstärkt werden. 

 Die offenen Angebote sollten besser sichtbar auf der Website des Berlin Global Village sein. 

 Stadtteilzentren wünschen sich Unterstützung/Angebote, um für eine solidarische Lebensweise zu 

sensibilisieren sowie Angebote für soziale/globale Gerechtigkeit, um Konflikte zwischen zwischen 

langjährigen und neuen Bewohner*innen in der Nachbarschaft zu bearbeiten (z.B. Stadtteilcafé für 

junge Familien/Obdachlose, oder Zentrum für Geflüchtete/Senior*innen).  

 Berlin Global Village kann weiter seine Ressourcen teilen. Diese können Räume und engagierte 

Menschen oder ganz konkrete Angebote einschließen, wie ein mobiler Waschwagen für wohnungslose 

Menschen. 

 Welche Angebote können geschaffen werden, um demokratische Teilhabe in Neukölln zu fördern 

(Anteil an nicht-wahlberechtigten Bewohner*innen in Neuköllner Wahlkreisen teilweise bei 60 

Prozent)? Ideen: Wahlsimulation oder Bündnis Kiez Courage, Bürgerforum Kindl-Areal oder Kiezpartei 

für Kindl-Areal mit bezirklichem Fokus, Kampagne „Anmeldung für Alle“ unterstützen 

 Stadtteilkoordinator*innen können zum Jour Fixe in Berlin Global Village (1x monatlich) eingeladen 

werden oder selber Berlin Global Village zu ihren Netzwerkrunden einladen. 
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 Mehr Kooperationen mit den neu entstehenden Geflüchtetenunterkünften sind gewünscht, sowie 

Angebote in den Unterkünften. Auch die Bewohnerkomitees in den Unterkünften können als 

Vertretungsstruktur angesprochen werden. 

 Es gibt bei Gruppen im Berlin Global Village Bedarf z.B. nach kostenlosen Anwälten für Rechtsberatung. 

 Vielleicht könnte es eine Struktur im Berlin Global Village geben, die Ehrenamtlichkeit koordiniert. 

Fazit 

Im Austauschraum waren neben den Gesellschaftern die Geschäftstelle, Mieter*innen, Nachbar*innen sowie 

Stadtteilkoordinator*innen und Nachbarschaftszentren vertreten. Alle Beteiligten erkennen das Potenzial des 

Berlin Global Village als Neuköllner Akteurin, die lokale Demokratie zu stärken und zugleich den Gruppen im 

Haus einen Mehrwert für ihre Projekte zu bieten. Die gesammelten Ideen und Verbindungen werden in den 

Gremien von BGV weiterbearbeitet. 

Weiterführende Links: 

Berlin Global Village  

Stadtteilzentrum Buckow 

Nachbarschaftshaus am Körnerpark  

 

Ausblick  

Als entwicklungspolitischer Landesverband möchten wir Berlin zu einer global gerechten Stadt verändern. Der 

Glokaler Sommertag des BER hat dazu einen Beitrag geleistet und schaut insbesondere auf die bezirkliche und 

die nachbarschatfliche Ebene in Berlin. Die BER-Konferenz „Berlin Global Gerecht – Gemeinsam die Stadt 

verändern“ am 20. September 2024 hat den Startpunkt für eine Reihe an Veranstaltungen gelegt. Darüber hinaus 

planen wir für März 2026 ein Fachgespräch zum Thema „Berlin als Postwachstumsstadt“. Die Erfahrungen, 

Ergebnisse und Aktivitäten werden – unter Mitwirkung von Expert*innen und Wissenschaftler*innen – in einer 

Publikation zusammengeführt, die für das Jahr 2027 geplant ist.  

Danksagung 

Wir bedanken uns bei allen Teilnehmenden und Beitragenden, die mit ihrer Expertise und ihren Erfahrungen zum 

Erfolg des Glokalen Sommertags beigetragen haben. 

https://www.berlin-global-village.de/de/
https://stz-buckow.de/
https://www.nbh-neukoelln.de/standorte/nachbarschaftshaeuser-und-stadtteilarbeit/nachbarschaftshaus-am-koernerpark/stadtteilkoordination-neukoellner-mitte-zentrum/
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Impressum  

Herausgeber: Berliner Entwicklungspolitische Ratschlag (BER), Berlin Juni 2025 

Der BER ist ein Netzwerk von mehr als 120 entwicklungspolitischen Gruppen und das Sprachrohr für Menschen, die sich 

in Berlin für globale Gerechtigkeit einsetzen. Der BER bietet eine Plattform zum Austausch und zur Qualifizierung der 

entwicklungspolitischen Arbeit. Er setzt sich gegenüber der Berliner Landespolitik für ein zukunftsfähiges Berlin in einer 

globalisierten Welt und für eine starke Zivilgesellschaft ein. Der BER steht für die »Eine Welt Stadt Berlin«: Sie ist die Vision 

von einer nachhaltigen Stadt in einer gerechten Welt. An dieser Vision arbeiten wir gemeinsam mit den Berliner*innen und 

dem Land Berlin. Wir denken Landesentwicklungspolitik neu: weg von der Entwicklung Anderer hin zu einer Veränderung 

unserer Stadt. 
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